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Debatten und Abstimmungen gehören nicht 
nur zum regulären Leben der staatskirchen­
rechtlichen Körperschaften in der Schweiz. 

Immer wieder gibt es auch Debatten und Abstim­
mungen über das staatskirchenrechtliche System 
selbst oder, wie man heute zu sagen lernt, über das 
Religionsrecht. Es gehört zu den Stärken des Schwei­
zer Systems, dass es die verschiedenen Religionen 
nicht einer totalen Gleichschaltung unterwirft, son­
dern im Rahmen der föderalen Struktur der Eid­
genossenschaft und mit einem guten Blick auf die 
aktuelle Situation und die Geschichte der verschie­
denen Bekenntnisse eine gewisse Vielfalt von Lösun­
gen ermöglicht. Aristoteles wäre stolz, denn Gerech­
tigkeit gibt jedem das Seine, nicht das Gleiche, auch 
wenn wir heute vor lauter postmoderner «Egalité» 
das manchmal verdrängen.

Evolutionen und Diskussionen
Niemand kann bestreiten, dass die religiöse Land­
schaft in der Schweiz in Bewegung ist und dass sich 
daraus auch rechtlicher Anpassungsbedarf ergibt. 
Anpassungen sollten nicht nur darauf zielen, die 
rechtlichen Regelungen inhaltlich zu optimieren, 
sondern auch ihre Plausibilität, bei Katholiken und 
Nichtkatholiken, zu gewährleisten, in der Schweiz 
und darüber hinaus. Die rechtlichen Regelungen 
über die Eidgenossenschaft hinaus plausibel zu 
machen, ist für die römisch-katholische Kirche in 
der Schweiz doppelt wichtig: zum einen, weil die 
Schweizer Diözesen zur Universalkirche gehören, 
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zum anderen wegen der hohen Zahl von ausländi­
schen Katholiken, die in die Schweiz kommen und 
oft hier eine neue Heimat finden. Als eines der Er­
gebnisse des letzten Ad-limina-Besuchs der Schwei­
zer Bischöfe, begonnen bei Johannes Paul II. und 
abgeschlossen bei Benedikt XVI., fand im Jahre 
2008 in Lugano eine grosse Konferenz zum The­
ma «Katholische Kirche und Staat in der Schweiz» 
statt.1 Diese Tagung gab einen wichtigen Impuls zu 
einer bis heute fortgeführten öffentlichen Debatte. 
Die im Mai 2014 in Zürich durchgeführte Volksab­
stimmung über die Kirchensteuerpflicht juristischer 
Personen bestätigt, dass diese Thematik weite Teile 
der Gesellschaft interessiert.

Schon 2009 hat die Schweizer Bischofskon­
ferenz in Absprache mit dem Heiligen Stuhl die 
Fachkommission Kirche und Staat in der Schweiz 
(FAKO) ins Leben gerufen, um die aktuelle rechtli­
che Lage genau zu studieren und Lösungsvorschläge 
für die Weiterentwicklung des geltenden Rechts zu 
erarbeiten. Vor einigen Monaten erschien das «Va­
demecum für die Zusammenarbeit von katholischer 
Kirche und staatskirchenrechtlichen Körperschaf­
ten in der Schweiz», das die Ergebnisse dieser Fach­
kommission komprimiert darstellt und das sich die 
Schweizer Bischofskonferenz ausdrücklich zu eigen 
gemacht hat.2 Nunmehr ist auch ein Band erschie­
nen, der die gesamte Arbeit der FAKO in wissen­
schaftlicher Weise dokumentiert.3

Wie die ersten Reaktionen auf die Veröffent­
lichung des Vademecum und der Gesamtdokumen­

Msgr. Dr. Hans Feichtinger, 
früher für die römische 
Glaubenskongregation tätig, 
arbeitet an einer philo-
sophischen Dissertation 
und verwaltet die Pfarrei 
St George’s in Ottawa 
(Kanada).

1 Libero Gerosa hat die 
Tagungsakten in drei 
Sprachen veröffentlicht: 
Chiesa cattolica e Stato in 
Svizzera: atti del 
Convegno della 
Conferenza dei vescovi 
svizzeri, Lugano, 3–4 
novembre 2008 ([EUPress 
FTL] Lugano/[A. Dadò] 
Locarno 2009); Katholi-
sche Kirche und Staat in 
der Schweiz (= Kirchen-
rechtliche Bibliothek 14) 
([LIT-Verlag] Wien-Zürich-
Berlin-Münster 2010); 
Église catholique et état 
en Suisse (= Freiburger 
Veröffentlichungen zum Reli-
gionsrecht 25) ([Schulthess] 
Genève-Zurich-Bâle 2010).
2 Text online unter http://
www.bischoefe.ch/dokumen-
te/anordnungen/vademecum.
3 Libero Gerosa (Hrsg.): 
Staatskirchenrechtliche 
Körperschaften im Dienst 
an der kirchlichen Sendung 
der Katholischen Kirche 
in der Schweiz (= Kirchen-
rechtliche Bibliothek 15) 
([LIT-Verlag] Münster 2014). 
Siehe auch die Statements 
bei der Buchvorstellung am 
25. Juni 2014 in Freiburg 
i. Ue. unter http://www.
bischoefe.ch/dokumente/
communiques/studie-ueber-
das-verhaeltnis-von-kirche-
und-staat-in-der-schweiz.

Im Folgenden drucken wir eine Wortmeldung 
von Msgr. Hans Feichtinger ab, die der SKZ-Redak-
tion im Nachgang zur Medienkonferenz anlässlich 
der Herausgabe des Buches «Staatskirchenrecht-
liche Körperschaften im Dienst an der Sendung 
der Katholischen Kirche in der Schweiz» (heraus-
gegeben von Libero Gerosa; LIT-Verlag Berlin u.  a. 
2014, 289 S.) zugekommen ist. Die wichtigsten 
Inhalte dieses Buches habe ich im Frontartikel 
«Ja zu Körperschaften auf verbindlicher Grundla-
ge» der SKZ vom 3. Juli 2014 (Nr. 27–28) zusam-
mengefasst und gewürdigt. Msgr. Hans Feichtinger 
wirkte in der von der Schweizer Bischofskonferenz 
eingesetzten Kommission, die das Buch als Schluss-
bericht herausgegeben hat, als Vertreter des Vati-
kans mit. Zwischenzeitlich ist er nicht mehr an der 

Glaubenskongregation in Rom tätig, sondern wis-
senschaftlich und seelsorgerlich in Kanada.
Da in der Wortmeldung von Hans Feichtinger Da-
niel Kosch und dessen Äusserungen an der Medi-
enkonferenz vom 25. Juni 2014, während der die 
genannte Buchveröffentlichung vorgestellt wurde, 
angesprochen sind, dokumentieren wir nachfol-
gend das Referat von Daniel Kosch, damit die Le-
serinnen und Leser sich selbst ein Urteil darüber 
bilden können, ob die kritischen Einwände von 
Msgr. Hans Feichtinger zutreffend sind. Zwischen-
zeitlich hat sich die RKZ die Empfehlungen ihrer 
Kommission für Staatskirchenrecht und Religions-
recht zum Vademecum zu eigen gemacht und diese 
veröffentlicht (http://www.rkz.ch/index.php?&na=2
4,0,0,0,d#Positionspapiere).� Urban Fink-Wagner

Wortmeldung und Dokumentation
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4 Mitglieder der FAKO 
waren: Prof. Dr. Libero 
Gerosa (Vorsitzender), 

Professor für Kirchenrecht 
in Lugano; Msgr. Dr. Hans 

Feichtinger, damals Offizial 
der Glaubenskongregation; 
Dr. Philippe Gardaz, ehem. 

Waadtländer Kantonsrichter 
und Mitglied der RKZ-

Kommission für Staatskir-
chen- und Religionsrecht; 

Prälat Dr. Martin Grichting, 
Generalvikar des Bistums 
Chur; Prof. Dr. Ivo Han-

gartner †, em. Professor für 
Staatsrecht in St. Gallen; Dr. 
Claudius Luterbacher, Kanz-

ler des Bistums St. Gallen, 
Dr. Paul Weibel, Vizestaats-

schreiber des Kantons 
Schwyz, Rudolf Würmli, 

ehem. Verwalter des Ka-
tholischen Konfessionsteils 

St. Gallen (als Nachfolger 
für Giorgio Prestele, ehem. 

Generalsekretär des Syn-
odalrates der katholischen 
Kirche im Kanton Zürich). 

Trotz mehrfacher Versuche 
gelang es nicht, ein Mitglied 

aus dem Bistum Basel mit 
seinen vielen Kantonen zu 

gewinnen.
5 Daniel Kosch: Referat 

anlässlich der Präsentation 
des wissenschaftlichen Be-
richts der Fachkommission 
Kirche-Staat der SBK vom 
25. Juni 2014 (nachfolgend 
abgedruckt auf den Seiten 

635–637).
6 Daniel Kosch: Die Kirche 

und ihr Geld, in: SKZ 
182 (2014), Nr. 18–19, 

251–252.

tation erkennen lassen, gibt es eine gewisse Skep­
sis im Bezug auf die Analysen und Vorschläge, die 
von der FAKO erarbeitet wurden, zumal auf Seiten 
der römisch-katholischen Körperschaften und der 
Römisch-Katholischen Zentralkonferenz (RKZ) als 
deren Zusammenschluss. Als Mitglied der FAKO 
möchte ich mit diesem Beitrag besonders auf jüngs­
te Stellungnahmen des Generalsekretärs der RKZ, 
Dr. Daniel Kosch, eingehen.

Die «Fachkommission Kirche und 
Staat» und ihr «Vademecum»
Zunächst einige Hinweise zur FAKO selbst. Ihre Ar­
beit konzentrierte sich auf diejenigen Kantone, in de­
nen die Gemeinschaft der Katholiken als eigene Kör­
perschaft öffentlich-rechtlich anerkannt ist, wie etwa 
das Corpus Catholicum in Graubünden, der Katho­
lische Kantonsteil in St. Gallen oder die Römisch-
katholische Körperschaft in Zürich. Immer wieder 
kamen Präsident und Sekretär des Päpstlichen Rates 
für die Gesetzestexte, Kardinal Francesco Coccopal­
merio und Bischof Juan I. Arrieta, um an den Treffen 
der FAKO in Zürich teilzunehmen. Neben diesen 
hochrangigen Vertretern der Kurie war es meine Auf­
gabe, die Sichtweise des Heiligen Stuhls und über­
haupt eine Nicht-Schweizer-Perspektive in die Arbeit 
der FAKO einzubringen. Über die Jahre habe ich 
dabei viel lernen können. Die Mitglieder der FAKO 
waren insgesamt eine bunte Truppe, schöner gesagt, 
eine Gruppe mit signifikanter «diversity», was die Er­
gebnisse ihrer Arbeit sehr positiv beeinflusst hat.4 Ge­
rade die Vorschläge im «Vademecum» werden ja von 
allen Kommissionsmitgliedern mitgetragen.

Der Titel «Vademecum» ist programmatisch 
gewählt. Er ist, um ein biblisches Motiv aufzugrei­
fen, wörtlich gemeint als Aufruf zum Mitgehen und 
zum Aufbrechen. Es geht nicht um das Zerschlagen 
gewachsener Struktur und Kultur, aber es geht schon 
um Veränderungen und Erneuerungen, die etwas 
anderes bedeuten als ein «weiter so».

Daher gilt es zunächst, auf die grundlegende 
Bestimmung des Verhältnisses zwischen Kirche und 
Körperschaften zu schauen, welche die FAKO so he­
rausgearbeitet hat, dass sie jetzt das «Vademecum» 
prägen, das zugleich die Sichtweise der Bischöfe zum 
Ausdruck bringt. Daniel Kosch hat bei der Buch-
Vorstellung am 25. Juni 2014 zwei Bilder gebraucht, 
um die Beziehung zwischen Kirche und Körper­
schaft zu beleuchten, die er zu Recht als entscheiden­
de Grundsatzfrage ausmacht.5 Das erste Bild ist die 
Beziehung zwischen einem Mann und einer Frau, 
die gemeinsam für einen Haushalt zuständig sind. 
Die Natur einer solchen Beziehung ist abhängig da­
von, ob der Frau die Rolle als Haushaltshilfe oder als 
Partnerin zukommt, selbst wenn die partnerschaftli­
che Beziehung «nach patriarchalem Muster funkti­
oniert». Kosch erwähnt eine gewisse Enttäuschung 

vieler staatskirchenrechtlicher Gremien darüber, 
dass das «Vademecum» sie nicht als Partner, sondern 
als Haushaltshilfen betrachte.

Das zweite Bild ist das vom Hausbau, den ein 
Bauherr mit Lieferant und Architekt durchführt, wo­
bei der Architekt, anders als der Lieferant, nicht nur 
zudienend und unterstützend wirkt, sondern ein echter 
Gesprächs- und Kooperationspartner ist, wenigstens 
wenn der Bauherr intelligent ist. Für das Leben der 
Kirche seien die staatskirchenrechtlichen Behörden 
nicht nur mehr als Lieferanten, sondern auch mehr als 
ein Architekt. Daher sei es reduktionistisch zu sagen, 
wie die FAKO es formulierte: «Sinn und Zweck der 
Körperschaften ist es, die materiellen Voraussetzungen 
für Leben und Sendung der Kirche zu schaffen.» Da­
niel Kosch selbst gibt zu erkennen, dass ihm die Gren­
zen dieser Vergleiche bewusst sind. Doch es ist zu fra­
gen, ob er die Grenzen dort sieht, wo sie verlaufen. Das 
Bild von der Partnerschaft nach patriarchalem Muster 
ist aus meiner Sicht innerlich inkohärent. Und die 
Gegenüberstellung mit der Haushaltshilfe verkennt, 
dass jede gelungene Arbeitsbeziehung davon lebt, die 
Fähigkeiten, Verantwortung und die Person des Mit­
arbeitenden anzuerkennen und wertzuschätzen. Dies 
gilt gerade dort, wo es ein eindeutiges Machtgefälle 
vom Vorgesetzten zum Mitarbeiter gibt. Für eine ge­
lingende Zusammenarbeit und echte Wertschätzung 
ist es wesentlich, dass keine Partnerschaft (im Sinne ei­
ner gemeinsamen, gleichberechtigten Verantwortung) 
vorgemacht wird, wo eine solche nicht besteht. Dies 
wäre ungerecht und unredlich. In diesem Sinne kann 
man die Beziehung zwischen Kirche und Körperschaft 
nicht mit einem elliptischen, irgendwie eheähnlichen 
Verhältnis vergleichen.

Das zweite Bild mit dem Zusammenspiel von 
Bauherr und Architekt kommt der abzubildenden 
Beziehung zwischen Kirche und Körperschaft et­
was näher. Mir bleiben freilich Zweifel darüber, ob 
Kosch nicht die Bedeutung eines Lieferanten grob 
unterschätzt, denn die Solidität der Materialien 
entscheidet darüber, ob ein gutes Haus zu Stande 
kommt und stehen bleibt, unabhängig vom Design. 
Kosch selbst hat vor kurzem zum Thema «Die Kir­
che und ihr Geld»6 den «Primat des Evangeliums vor 
staatskirchenrechtlichen und finanztechnischen Fra­
gen» hervorgehoben. Man könnte auch sagen: Der 
Glaube und die Gemeinschaft der Gläubigen haben 
Vorrang vor ihrer Verwaltung und Finanzierung. 
Daher ist es nur logisch und angemessen, wenn die 
Körperschaften und ihre Organe sich selbst so ver­
stehen, dass sie dem kirchlichen Leben dienen.

Ekklesiologie und Geld
Kosch äussert einen Verdacht: Die Gegner des Kör­
perschaftssystems hätten wohl «Schwierigkeiten mit 
der gemeinsamen Verantwortung aller Getauften 
für das materielle Wohl, mit dem Mitspracherecht 
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der Gläubigen über das von ihnen bereitgestellte 
Geld und mit dem Prinzip der finanziellen Trans­
parenz». Solche Formulierungen scheinen mir schon 
im Bezug auf die damit getroffenen Personen in der 
Deutschschweiz als unfair. Im Blick auf Regelungen 
in anderen Kantonen und in anderen Ländern stel­
len solche Äusserungen die katholischen Finanzver­
waltungen der Welt ausserhalb der Deutschschweiz 
unter einen Generalverdacht. Wenn Kosch vom 
«ekklesiologischen Mäntelchen» spricht, mit dem 
die Gegner verdecken wollen, dass es ihnen «um 
die Macht über das Geld geht», dann ist das eine 
Grenzüberschreitung, selbst wenn er zugibt, dass 
«auch die Befürworter Eigeninteressen haben». Der 
RKZ-Generalsekretär fordert von Bischöfen und 
FAKO sprachliche Sensibilität, hier lässt er sie selbst 
vermissen.

Die Rolle, welche Laien in den Körperschaf­
ten spielen, unterscheidet sich nämlich von der Rolle, 
welche sie in der Kirche wahrnehmen. Während sie 
Letzteres mit ihren Hirten zusammen in synodalem 
Sinn tun, tun sie Ersteres alleine. Dadurch wird das 
Prinzip missachtet, dass in der Kirche jeweils dieje- 
nige Person für die Vermögensverwaltung letztver­
antwortlich ist, welcher die Leitung einer Pfarrei 
oder Diözese zukommt. Der durch die staatskir­
chenrechtlichen Körperschaften bedingte vollständi­
ge Ausschluss der kirchlichen Leitung von Entschei­
dungen über die Verwendung der Mittel ist deshalb 
kirchenrechtlich und theologisch nicht länger halt­
bar und auch psychologisch dem kirchlichen Leben 
abträglich.

Die grundlegenden Orientierungen und Ent­
scheidungen darüber, wie die kirchlichen Finanz­
mittel eingesetzt werden, stehen dem Bischof bzw. 
Pfarrer zu, der diese Entscheidungen freilich nicht 
allein trifft. Das Kirchenrecht sieht dafür eine ganze 
Reihe von beratenden und mitentscheidenden Gre­
mien vor (Pastoral- und Vermögensverwaltungsrat 
in Bistum und Pfarrei, Priesterrat, Konsultorenkolle­
gium). Die Kompetenz der staatskirchenrechtlichen 
Einrichtungen darf die kirchlichen Gremien, und 
gerade die darin vertretenen Gläubigen und Priester, 
nicht schlechthin ausblenden. Mir drängt sich der 
Eindruck auf, dass die Entwicklung und die Arbeit 
solcher Gremien in der Schweiz dadurch gehemmt 
sind, dass die Körperschaften viele von deren Kom­
petenzen faktisch aufgesogen haben. Doch schauen 
wir auf den Staat: Dort bestimmt nicht das Finanz­
ministerium, sondern die ganze Regierung und das 
Parlament über den Haushalt. Analog wäre zu wün­
schen, dass nicht die Körperschaften alleine, sondern 
die Bistümer und die Pfarreien, ihre geistlichen Hir­
ten mit den darin eingerichteten Räten, die Richtli­
nien der kirchlichen Finanzpolitik bestimmen. Das 
bedeutet, dass der Anspruch auf totale demokrati­
sche Entscheidfindung relativiert wird und sich an 

den Prioritäten ausrichtet, welche die pastoralen Ver­
antwortlichen entsprechend formulieren müssen.

Wie Daniel Kosch zu Recht feststellt, beruht 
das «Institut der öffentlich-rechtlichen Anerkennung 
von Kirchen und Religionsgemeinschaften und 
das damit verbundene Steuerbezugsrecht» darauf, 
«dass finanzielle und organisatorische Belange des 
kirchlichen Lebens demokratisch und nach rechts­
staatlichen Prinzipien entschieden werden und dass 
die Kirchensteuerzahlenden und die Öffentlichkeit 
transparent über den Einsatz der finanziellen Mittel 
informiert werden». In der Tat sind demokratische 
Strukturen in der Regel geeignet, Rechtstaatlichkeit 
und Transparenz zu fördern – einen Automatismus 
gibt es freilich nicht. Zudem ist es mindestens eine 
Frage wert, ob die öffentlich-rechtliche Anerken­
nung ausschliesslich demokratisch strukturierten 
Gruppen vorbehalten werden muss. Für Katholiken 
zumindest ist es problematisch, finanzielle und or­
ganisatorische Belange ganz scharf von Fragen des 
Glaubens und der Pastoral zu trennen, die nicht rein 
demokratisch entschieden werden können.

Zahlreiche Beispiele aus Ländern, in denen 
die Kirche über erhebliche Finanzmittel verfügt, 
belegen, dass die Deutschschweizer Lösung nur eine 
unter vielen ist, die Transparenz und Professionalität 
gewährleisten. Aus universalkirchlicher Warte ist das 
System der Körperschaften eine extreme Lösung, in 
zweierlei Hinsicht: 1) Es schafft zwei rechtlich nicht 
nur unterschiedene, sondern getrennte Grössen: die 
Kirche (als Gemeinschaft der Gläubigen mit ihrer 
Hierarchie) und die Selbstverwaltungskörperschaft 
der Getauften mit ihren Organen; 2) Es erlaubt den 
geweihten Priestern und Bischöfen eine nur indirek­
te, vom jeweiligen Wohlwollen der staatlicherseits 
organisierten Körperschaften abhängige Einfluss­
nahme auf Entscheidungen, die für das Leben der 
Kirche wichtig sind. Damit entsteht eine rechtliche 
und faktische Distanz, die in sich problematisch ist 
und immer wieder konkrete Probleme verursacht.

Wie Kosch selber weiss, wird für die Zukunft 
entscheidend sein, dass die «Körperschaften ihr finan­
zielles Geschick eigenverantwortlich und in starker 
Rückbindung an die Botschaft des Evangeliums ge­
stalten». Doch gerade bei diesem Projekt müssen die 
Bischöfe und die Priester, vor allem die Pfarrer, eine 
entscheidende Rolle spielen. Weder ist der Papst für 
die Weltkirche, noch sind die Bischöfe für ihre Diöze­
sen oder die Pfarrer für ihre Pfarreien bloss geistliche 
Begleiter, die mit Impulsen und Ratschlägen agieren. 
Gerade Papst Franziskus macht vor, wie sehr ernsthaf­
tes Hören auf fachkundige Berater und eigenverant­
wortete Entscheidungen, auch in finanziellen Dingen, 
wesentlich sind für die Ausübung des Hirtenamtes. 
Das System der Körperschaften kann nicht damit 
verteidigt werden, dass es den Pfarrern und Bischö­
fen alle finanziellen Spielräume und Entscheidungen 
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abnimmt. Das wäre ein strukturelles Misstrauensvo­
tum, oder es könnte nur dadurch erklärt werden, dass 
ein anderes «ekklesiologisches Mäntelchen», in der 
Regel das vom Volk Gottes, herhalten muss, um den 
Griff nach der Macht zu verdecken.

Freiheiten
Wenn Daniel Kosch die Eigenverantwortlichkeit der 
Gläubigen und – mit Urs Cavelti – die rechtliche 
und psychologische Unabhängigkeit der Kirche vom 
Staat einfordert, dann kann ich das nur unterstrei­
chen. Seine Forderungen werden freilich erst dann 
realisierbar, wenn er sie nicht nur auf die Autonomie 
der Körperschaften bezieht, die ja eine Autonomie 
dem Staat gegenüber sein soll, sondern wenn er auch 
anerkennt, dass der Kirche selbst, d. h. den Pfarreien 
und Bistümern, den Pfarrern und Bischöfen, ein 
höheres Mass an Unabhängigkeit zusteht. Dass die 
Mitglieder der katholischen Körperschaften so viele 
sind und damit einen beachtlichen Teil der schweize­
rischen Gesellschaft abdecken, ist eine echte Stärke, 
aber – wie immer – zugleich auch eine Schwäche. 
Denn die Kirche muss sich unterscheiden und ab­
heben von der Welt, «in der» sie ist. Für den Einsatz 
der kirchlichen Finanzmittel im Dienste des Evan­
geliums können die Gläubigen nicht alleine zustän­
dig sein (schon gar nicht bloss die getauften katho­
lischen Stimmbürger). Im Deutschschweizer System 
der Körperschaften darf die Verantwortung und Ge­
staltungsfreiheit der Seelsorger und der kirchlichen 
Hierarchie sich nicht auflösen; strukturell gilt es vor 
allem die Ebene des Bistums massiv zu stärken, die 
für das kirchliche Leben wesentlich ist. Daher sehe 
ich die engere Zusammenarbeit der kantonalen Kör­
perschaften im und mit dem jeweiligen Bistum als 
eine zentrale Aufgabe der nächsten Zukunft.

Der positive Beitrag, den die Bischöfe und 
Priester leisten können und müssen, darf nicht unter­
schätzt werden, wenn es darum geht, die kirchlichen 
Mittel sachgerecht und evangeliumsgemäss einzuset­
zen, damit sie dem Glauben und der Sendung der 
Kirche dienen. Daher wäre es wünschenswert, wenn 
die Körperschaften dem Bischof bzw. dem Pfarrer 

(und auch der Bischofskonferenz) mehr Gestaltungs­
freiheit und Kompetenzen zuerkennen, als dies mo­
mentan der Fall ist. Niemand wird fordern, dass der 
Pfarrer bzw. Bischof «allein» über alles Geld verfügt 
– doch analog dazu kann niemand verlangen, dass 
die Körperschaften letztlich allein entscheiden und 
den Bischöfen und Priestern die Rolle des Antrag­
stellers zukommt. Dies ist nicht nur psychologisch, 
sondern auch (kirchen-)rechtlich und theologisch 
unannehmbar.

Das «Vademecum» und die Arbeit der FAKO 
im Ganzen wollen den Grundstein legen für Gesprä­
che und Anpassungen, die in der Schweiz nicht mehr 
lange aufgeschoben werden dürfen. Es geht letztlich 
für den Staat um die Stärkung der Religionsfreiheit 
und für die Kirche um ihre Treue zu Glaube und 
Evangelium. Beides bedingt sich gegenseitig, und die 
Religionsfreiheit des Einzelnen bleibt hohl, wenn die 
korporative Religionsfreiheit (hier: der Kirche) nicht 
garantiert wird. Die Körperschaften sind Einrich­
tungen, die dem gesellschaftlichen und staatlichen 
Interesse am religiösen Leben der Menschen ent­
springen, da der Staat die Religion für ein Gut erach­
tet, das er schützt und sogar fördert. Aus kirchlicher 
Sicht bieten die Körperschaften eine grosse Hilfe bei 
der Beschaffung und Verwaltung der für das Leben 
der Kirche bestimmten Finanzmittel. Solange die 
kirchlichen Gemeinschaften (Pfarreien und Bistü­
mer) nicht selbst öffentlich-rechtlich anerkannt wer­
den, müssen die Körperschaften sich dafür einset­
zen, dass ein solches System nicht zu sehr zu Lasten 
der Freiheit der Kirche selbst geht. Der Kirche dabei 
zu helfen, kann nicht Grund von Enttäuschung sein 
oder als reduktives Verständnis gelten, denn es ist 
eine echte Hilfe für jene, die als «geweihte Hirten in 
Stellvertretung Christi als Lehrer und Leiter in der 
Kirche» (LG 37) agieren. Wenn die Körperschaften 
neu entdecken, dass ihre Autonomie nicht gegenüber 
der Kirche besteht, sondern dazu da ist, deren Auto­
nomie und Handlungsfreiheit zu sichern, dann kön­
nen sie einen wesentlichen Beitrag dazu leisten, dass 
die katholische Kirche in der Schweiz auch weiterhin 
ihre Sendung erfüllen kann.� Hans Feichtinger

W O R T M E L D U N G

Michael H. F. Brock, Die letzten Tage. Begegnungen 
mit Jesus. (Patmos Verlag) Ostfildern 2014, 135 S.
Michael H. F. Brock (1961), 20 Jahre als Priester in 
Stuttgart tätig, arbeitet seit 2011 in der Leitung der 
Stiftung Liebenau, eines international operierenden 
Sozial- und Bildungswerkes. In erfundenen Geschich-
ten beschreibt er die letzten Tage Jesu, um ihn auf 
diese Weise näherzubringen. Er erklärt es  so: «Nach-
folge geschieht immer biografisch. Da wir aber keine 
Biografie von Jesus besitzen, helfen uns erfundene 
Bilder und Begegnungen mit ihm, ihn heute neu zu 

verstehen» (11). Brock geht vom Lukasevangelium aus 
und bedient sich der Übersetzung des Neuen Testa-
mentes von Fridolin Stier (1902–1981). Da die Zitate 
nicht eigens gekennzeichnet sind, ist es hilfreich, diese 
neben sich zu haben Das kleine Buch von Brock er-
schliesst sich nur bei kontinuierlichem und konzent-
riertem Lesen, aber mit reichlichem Gewinn: Hinläng-
lich bekannte Szenen aus dem Leiden und Sterben Jesu 
gewinnen neue Tiefenschärfe und werden aktualisiert. 
Dem Buch gelingt, was der Autor sich damit wünscht: 
mehr Freude, Jesus zu folgen. � Jakob Bernet

Jesus neu erleben
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« S TA AT S K I RC H E N R EC H T L I C H E  KÖ R P E R -
S C H A F T E N  I M  D I E N S T  A N  D E R  K I RC H E »

Referat an der Buchvernissage vom 25. Juni 2014

Dr. Daniel Kosch, Generalsekretär der RKZ, 
hielt anlässlich der Buchvernissage vom 25. Juni 2014 
an der Universität Freiburg i. Ü. ein Referat mit fol-
gendem Titel «Die Abmachungen zwischen Diözesan-
bischöfen und staatskirchenrechtlichen Körperschaften: 
Ihre Bedeutung für die Zusammenarbeit im Dienste 
der Kirche», das wir nachfolgend dokumentieren. Die 
Untertitel sind von der Redaktion gesetzt:

Eminenzen, Exzellenzen
Sehr geehrte Damen und Herren
Ich danke für die Einladung, als General­

sekretär der Römisch-Katholischen Zentralkonferenz 
der Schweiz das Wort an Sie zu richten. Dass man 
mir die Aufgabe übertragen hat, ein paar Gedan­
ken zu rechtlich verbindlichen «Abmachungen» oder 
«Konventionen» zwischen Diözesanbischöfen und 
staatskirchenrechtlichen Körperschaften vorzutragen, 
freut mich besonders. Einerseits, weil die RKZ auf 
der Basis eines seit über 30 Jahren bestehenden Ver­
trages in finanziellen Belangen gut mit der Schweizer 
Bischofskonferenz zusammenarbeitet und folglich be­
zeugen kann, dass rechtsverbindliche Vereinbarungen 
wichtig und hilfreich sind. Und anderseits, weil die 
Forderung und Förderung solcher Vereinbarungen 
seitens der RKZ schon vor Jahrzehnten in die Dis­
kussion eingebracht wurden, z. B. vom anerkannten 
Staatskirchenrechtler Urs Josef Cavelti oder von Alois 
Odermatt. In dieser Frage konvergieren die heute in 
Buchform veröffentlichten Ergebnisse der «Fachkom­
mission Katholische Kirche und Staat in der Schweiz» 
mit Erfahrungen und juristischen Überlegungen aus 
der RKZ. Das ist gewiss eine sehr gute Voraussetzung 
für weitere Schritte in diesem Gebiet.

Dennoch werden sich manche gefragt haben, 
weshalb ein Vertreter der RKZ in diesem Rahmen 
zu Wort kommt. Die einen werden denken, da­
mit werde der RKZ eine Bedeutung zugemessen, 
die sie nicht hat. Und andere werden denken, die­
se Mitwirkung an der heutigen Buchvernissage sei 
mit der teilweise kritischen Haltung der RKZ zum 
«Vademecum» schwer vereinbar. Aus Sicht der RKZ 
besteht jedoch kein Widerspruch zwischen verbind­
lichem Kooperationswillen und kritischen Rückfra­
gen. Im Gegenteil: Wer verbindliche Zusammenar­
beit will, muss sich mit seinem Gegenüber ernsthaft 
auseinandersetzen. Er muss nicht nur zulassen, son­
dern geradezu ein Interesse daran haben, dass das 
Gegenüber sich mit ihm auseinandersetzt.

Dr. theol. Daniel Kosch 
(1958) ist seit 2001 
Generalsekretär der 
Römisch-Katholischen 
Zentralkonferenz der 
Schweiz. Zuvor leitete er 
während rund 10 Jahren 
die Bibelpastorale Arbeits-
stelle des Schweizerischen 
Katholischen Bibelwerks. 
Seine Arbeitsschwerpunkte 
sind Kirchenfinanzierung, 
Kirchenmanagement und 
Staatskirchenrecht.

D O K U M E N - 
T A T I O N

Damit bin ich bereits mitten im Thema der 
«Stärkung der Zusammenarbeit und Klärung der 
Zuständigkeiten», wofür das Vademecum und der 
wissenschaftliche Bericht der Fachkommission den 
Abschluss von «Konventionen» empfehlen. Mit gu­
tem Grund befasst sich der entsprechende Beitrag 
von Professor Libero Gerosa und Rudolf Würmli 
nicht nur mit den Inhalten solcher Vereinbarungen, 
sondern stellt zunächst mögliche kirchenrechtliche 
und staatsrechtliche «Modelle für die Regelung der 
Zusammenarbeit» vor. Bevor man eine Zusammen­
arbeit inhaltlich regeln kann, muss man sich im Kla­
ren sein, welcher Art denn die Beziehung zwischen 
den Partnern ist, um deren Zusammenarbeit es geht.

Ein biblischer Zugang
Als Bibeltheologe, der weder Kirchenrechtler noch 
Jurist ist, möchte ich mich dieser Grundsatzfrage mit 
Hilfe zweier «Gleichnisse» nähern. Im ersten geht es 
um eine Beziehung zwischen einem Mann und einer 
Frau, die gemeinsam für einen Haushalt zuständig 
sind. Der Vertrag, der ihre Zusammenarbeit regelt, 
wird sich fundamental unterscheiden, je nachdem, ob 
der Frau die Rolle der Partnerin oder die Rolle einer 
Haushalthilfe zukommt. Kommt der Frau die Rolle 
der Haushalthilfe zu, so ist es der Hausherr, der die 
Erwartungen formuliert und der die Verantwortung 
für das Leben im Haus trägt. Sie hat ihre Pflichten 
wahrzunehmen und die erteilten Aufträge auszufüh­
ren. Kommt der Frau jedoch die Rolle der Partnerin 
zu, geht es um eine andere Beziehung. Selbst wenn 
sie nach patriarchalem Muster funktioniert, ist die 
Frau nicht Auftragnehmerin im Haushalt des Man­
nes, sondern Teil des gemeinsamen Hausstandes. Der 
«Partnerschaftsvertrag» bleibt wichtig, aber er ist nicht 
das Fundament der Zusammenarbeit – sondern diese 
gründet auf dem Willen, miteinander das Leben mit 
all seinen Aussen- und Innenbeziehungen zu gestal­
ten. Es geht nicht bloss um die Leistungen, welche die 
«Haushalthilfe» oder «Hausfrau» erbringt, sondern es 
geht um sie als Person mit all dem, was sie ausmacht.

Zu den biblischen Gleichnissen gehört, dass 
es Sache der Hörerinnen und Hörer ist, daraus die 
Schlüsse zu ziehen. So will auch ich es halten. Aber 
eine Vermutung möchte ich äussern: Die Enttäu­
schung vieler staatskirchenrechtlicher Gremien nach 
dem Bekanntwerden des «Vademecums» könnte da­
mit zusammenhängen, dass sie bei seiner Lektüre 
den Eindruck gewannen, nicht als «Partner» der ka­
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Plenarversammlung am 27./28. Juni 2014 unterbrei­
tet wird, definiert Wesen und Zweck der staatskir­
chenrechtlichen Körperschaften wie folgt:

«Es handelt sich bei den staatskirchenrechtli­
chen Körperschaften nicht um ‹staatliche Einrichtun­
gen›. Vielmehr sind sie auf dem Willen der Gläubigen 
beruhende und mit der Zustimmung der Bischöfe ge­
schaffene Einrichtungen, die das staatliche Recht un­
ter der Auflage demokratischer und rechtsstaatlicher 
Organisation bei der Erhebung und Verwaltung der 
Kirchensteuern ermöglicht, um die Bedeutung der 
Kirchen zu anerkennen und gute administrative und 
materielle Voraussetzungen für das kirchliche Leben 
und für ihr Wirken in der Gesellschaft zu schaffen. 
Die Mitglieder dieser Körperschaften und ihre Orga­
ne bekunden mit ihrem finanziellen Beitrag und ih­
rer Mitarbeit die Bereitschaft, am Aufbau der Kirche 
mitzuwirken und zur Erfüllung der pastoralen Auf­
gaben Hilfe zu leisten. Diesen Beitrag leisten sie in 
einvernehmlicher Zusammenarbeit mit den Bischö­
fen, seinen für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbe­
reich verantwortlichen Vertretern sowie den Priestern 
und übrigen Seelsorgenden vor Ort. Basis für diese 
Zusammenarbeit sind die Beachtung der jeweiligen 
Rechtsordnungen und die gemeinsame Orientierung 
am Evangelium und an der Lehre der Kirche.»

Wird dieses Selbstverständnis der Körper­
schaften der Erarbeitung von verbindlichen Über­
einkünften mit den Diözesanbischöfen zu Grunde 
gelegt, müssen sie von den Beteiligten ausgehandelt 
werden, was Dialogbereitschaft und den Willen vo­
raussetzt, zu einer stimmigen Balance von Rechten 
und Pflichten zu finden. Gewiss werden finanzielle 
Fragen von erheblicher Bedeutung sein. Aber der 
Regelungsbedarf für die Zusammenarbeit ist umfas­
sender. Zusätzlich benennt das bereits erwähnte Po­
sitionspapier der Staatskirchenrechtskommission der 
RKZ folgende Fragen, die geregelt werden müssen 
und die z. T. auch im Vademecum und im wissen­
schaftlichen Bericht erwähnt sind:

a) gegenseitige Anerkennung der Partner un­
ter Respektierung ihres je eigenen Selbstverständnis­
ses und Auftrages und der je eigenen Rechtsgrundla­
gen und Rechtsordnungen;

b) grundsätzliche Verständigung über die 
Wege und Ziele der Zusammenarbeit – im Dienst 
der Kirche und im Dienst der Wahrnehmung des 
Auftrags der Kirche in der Welt von heute;

c) Benennung und/oder Bildung von Gremien 
und Verfahrensweisen, in denen sich die Zusammen­
arbeit und die dienende Funktion der staatskirchen­
rechtlichen Körperschaften konkretisieren;

d)	wechselseitiger Einbezug in die je eigenen 
Beratungs- und Entscheidungsgremien mit Rege­
lung des jeweiligen Status des Partners als (ständiger) 
Gast, Teilnehmer mit beratender Stimme oder mit 
Antragsrecht:

nonischen Instanzen angesprochen zu sein, sondern 
eher als «Haushalthilfen».

Im zweiten Gleichnis geht es um Folgendes: 
Wer ein Haus baut, ist auf Partner angewiesen, mit 
denen er ebenfalls «Abmachungen» über die Zusam­
menarbeit treffen muss. Einer dieser Partner ist der 
Lieferant der Baumaterialien. Mit ihm wird die be­
nötigte Menge an Backsteinen, Zement und Ziegeln 
vereinbart, zudem der Zeitpunkt der Lieferung, die 
Qualität und der Preis. Im Vordergrund steht, dass 
man bekommt, was man braucht. Anders verhält es 
sich mit dem Architekten. Zwar ist es der Bauherr, der 
entscheidet und die Prioritäten setzt: Braucht es vor 
allem eine schöne grosse Küche oder helle Kinderzim­
mer mit grossen Fenstern? Soll das Haus vor allem ein 
Wohnhaus sein oder auch über eine Werkstatt verfü­
gen? Aber ein kluger Bauherr wird dem Architekten 
nicht im Befehlston Aufträge erteilen, sondern er wird 
das Gespräch suchen. Denn der Architekt verfügt über 
Erfahrungen und Kompetenzen, die der Hausherr 
nicht hat. Er kennt sich aus mit der Statik und den 
Bauvorschriften, weiss um die Wirkung von Propor­
tionen oder Materialien. Und er kann dem Bauherrn 
helfen, die finanziellen Mittel zielgerichtet einzusetzen 
und das Vorgehen richtig zu planen. Selbstverständ­
lich bleibt der Architekt «zudienend» und «unterstüt­
zend». Aber trotzdem ist er Gesprächs- und Koopera­
tionspartner und nicht einfach Zulieferer.

Auch dieser Vergleich «hinkt», denn die staats­
kirchenrechtlichen Behörden sind nicht «externe Ar­
chitekturbüros» oder «Baufirmen», die nach erledigter 
Arbeit das nächste Vorhaben in Angriff nehmen. Aber 
noch viel weniger sind sie blosse «Materiallieferanten». 
Sie bringen ganz viel anderes mit: Lebenserfahrung, 
Professionalität im Umgang mit Geld, Kenntnisse im 
Bereich von Personalführung und auch ihre Visionen 
von einer Kirche, in der man wirklich daheim ist und 
für die man sich mit Begeisterung einsetzt.

Dieses «Mehr», das die Mitglieder von staats­
kirchenrechtlichen Behörden in ihre Tätigkeit ein­
bringen, ist der Grund dafür, dass sie sich nicht 
richtig verstanden und ernst genommen fühlen, 
wenn es im heute vorzustellenden Buch heisst: «Sinn 
und Zweck der Körperschaften ist es, die materiel­
len Voraussetzungen für Leben und Sendung der 
Kirche zu schaffen.» Das ist ein reduktionistisches 
Verständnis der staatskirchenrechtlichen Organisati­
onen. Ihre Mitglieder bezahlen das Haus der Kirche 
nicht nur, sie bauen daran mit, bringen ihre Kräf­
te und Fähigkeiten ein und bewohnen dieses Haus 
gemeinsam mit den Amtsträgern und kirchlichen 
Mitarbeitenden. Sie sind Teil dieses «Hauses aus  
lebendigen Steinen».

Das Positionspapier der RKZ
Das Positionspapier der Kommission für Staatskir­
chenrecht und Religionsrecht der RKZ, welches der 
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T A T I O N



4 4 / 2 014

635

« S TA AT S K I R C H E N R E C H T L I C H E  KÖ R P E R S C H A F T E N  I M  D I E N S T 

A N  D E R  K I R C H E »

e) gegenseitige Information über Beratungen 
und Entscheidungen in den jeweiligen Gremien: Zeit­
punkt der (Vor-)Information, Zustellung des Proto­
kolls oder relevanter Protokollauszüge, Zustellung von 
Traktandenlisten und/oder Sitzungsunterlagen;

f) Gewährleistung von Transparenz in finan­
ziellen Angelegenheiten durch öffentliche oder ver­
trauliche Information über Vermögensverhältnisse, 
Spendenerträge usw.;

g) Definition jener Entscheidungen finan­
zieller, gesetzgeberischer, personeller oder pastoraler 
Natur, zu denen der Partner angehört werden muss 
oder für die es gemeinsamer Entscheidungen bedarf, 
verbunden mit der Festlegung von Abläufen, Fristen 
usw.;

h) Regelung der Zusammenarbeit und des 
gegenseitigen Einbezugs in den Kontakt mit staatli­
chen Behörden, mit den Leitungspersonen oder -gre­
mien anderer Kirchen und Religionsgemeinschaften 
und weiterer Institutionen;

i) Regelung der Zusammenarbeit oder des 
vorgängigen Einbezugs im Bereich von Kommu- 
nikations- und Öffentlichkeitsarbeit: Wo erfolgt die­
se zwingend gemeinsam, in welchen Bereichen nach 
Absprache, in welchen je eigenständig?

j) Umgang mit Konflikten und Meinungs­
verschiedenheiten: Differenzbereinigung, schiedsge­
richtliche Instanzen.

k) Regelmässige Evaluation der Zusammenar­
beit und Überprüfung der vereinbarten Regelungen.

Zur Grundhaltung
Zur Grundhaltung, in der diese Fragen geregelt sol­
len, möchte ich abschliessend einen Abschnitt aus 
der Kirchenkonstitution des Zweiten Vatikanischen 
Konzils in Erinnerung rufen:

«Die Laien sollen wie alle Gläubigen das, was 
die geweihten Hirten in Stellvertretung Christi als 
Lehrer und Leiter in der Kirche festsetzen, in christ­
lichem Gehorsam bereitwillig aufnehmen nach dem 
Beispiel Christi (…). Die geweihten Hirten aber sol­
len die Würde und Verantwortung der Laien in der 
Kirche anerkennen und fördern. Sie sollen gern de­
ren klugen Rat benutzen, ihnen vertrauensvoll Auf­
gaben im Dienst der Kirche übertragen und ihnen 
Freiheit und Raum im Handeln lassen, ihnen auch 
Mut machen, aus eigener Initiative Werke in Angriff 
zu nehmen (…). Die gerechte Freiheit, die allen im 
irdischen bürgerlichen Bereich zusteht, sollen die 
Hirten sorgfältig anerkennen. Aus diesem vertrau­
ten Umgang zwischen Laien und Hirten kann man 
viel Gutes für die Kirche erwarten. In den Laien 
wird so der Sinn für eigene Verantwortung gestärkt, 
die Bereitwilligkeit gefördert. Die Kraft der Laien 
verbindet sich leichter mit dem Werk der Hirten. 
Sie können mit Hilfe der Erfahrung der Laien in 
geistlichen wie in weltlichen Dingen genauer und 
besser urteilen. So mag die ganze Kirche, durch alle 
ihre Glieder gestärkt, ihre Sendung für das Leben 
der Welt wirksamer erfüllen» (LG 37).

� Daniel Kosch

In seinem mittelhochdeutschen Versepos «Gre-
gorius», das eine alte Papstlegende poetisch aus-
gestaltet, beschreibt der Verfasser Hartmann von 
Aue (ca. 1160 bis ca. 1210) den Einzug eines Paps-
tes in Rom und seine erste Amtstätigkeit: 
«Rom, die berühmte Stadt, empfing ihr Oberhaupt 
in freudiger Stimmung. Das war in jeder Hinsicht 
gut für sie, denn es war dort in dieser Stadt nie ein 
Papst eingesetzt worden, der ein besserer Arzt  für 
die Wunden der Seele gewesen wäre. Er verstand 
es, sein Leben richtig zu führen, denn ihm war der 
Sinn für das richtige Mass verliehen durch die An-
leitung des Heiligen Geistes. Er achtete sehr auf 
das Recht. Es ist angebracht, dass man sich Demut 
bewahrt in einem Amt (davon haben die Armen 
Vorteil), und doch soll man ein entschlossenes 
Auftreten an den Tag legen, um sich Achtung zu 
verschaffen (…). Man soll dem Sünder seine Last 
erleichtern durch Auferlegen einer milden Busse, 
damit ihm die Reue süss wird. Das Gesetz ist oh-
nehin so streng, dass der Sünder, wenn man ihn 
allzu hartnäckig verfolgen will, das körperlich gar 
nicht aushalten kann. Wenn er Gnade erreichen 
will und man gibt ihm vorschnell eine harte Bus-
se auf – leicht verzagt einer dann darüber, sodass 

er sich erneut von Gott abwendet (…). Auf diese 
Art verstand es Gregorius, das richtige Mass für 
ein gläubiges Leben zu vermitteln, mit Hilfe des-
sen der Sünder gerettet wurde und der Fromme 
beständig blieb. Aufgrund seiner wirkmächtigen 
Lehre vermehrte sich Gottes Ruhm ganz ausser-
ordentlich im Römischen Reich.»� Iso Baumer

Zitiert nach: Hartmann von Aue: Gregorius: Mittel-
hochdeutsch/Neuhochdeutsch. Übersetzt von Waltraud 
Fritsch-Rössler. Stuttgart 2011, Verse 3785–3830.

Gebete für Papst Franziskus. Herausgegeben von Gerda 
Schaffelhofer. (styria premium) Wien-Graz-Klagenfurt 
2014, 277 S.
Papst Franziskus bringt frischen Wind und setzt 
Zeichen, die zum Umdenken herausfordern. Er 
setzt sich für die Menschen am Rande ein und lädt 
ein, in allen Bereichen, auch in der Theologie, an den 
Rand zu gehen. Schon an seinem Wahltag bat er um 
das Gebet der Gläubigen. Deshalb sind in diesem 
sehr spirituellen Buch über 130 persönliche Gebete 
für den Papst abgedruckt, auch von Schweizern wie 
Anna Gamma, Walter Kirchschläger und vom Wie-
ner Nuntius Peter Zurbriggen. � (ufw)

Eine Papstvision um 1200� Gebete für den Papst
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